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DAS VORHABEN EINER TOTALREVISI0N DER 
SCHWEIZER1SCHEN BUNDESVERFASSUNG. ZUR KRITIK 
1M SPIEGEL VON BEITRAGEN IN DER 
"NEUEN ZURCHER ZEITUNG“ 
Robert HEUSER* 
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Ein Gespenst geht um in Japan， das Gespenst der Verfassungsanderung. 
W油rendin J apan eine Anderung von Verfassungsbestimmungen von Zeit zu 
Zeit angeregt wird，dann aber auf grosen und bisher unuberwindbaren 
Widerstand aus vielen Bereichen der Gesellschaft stost， istdas Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 in den dreisig Jahren 
seiner Geltung uber funfzig Mal - oft in umfangreicher Weise und in wich-
tigen Tei1en - geandert worden.1) Dies wird im Prinzip (wenn auch nicht 
加 so1cherHaufigkeit) als normaler Vorgang angesehen. Kein Gesetz， auch 
kein Verfassungsgesetz， kann fur ale Zeiten eine angemessene Antwort auf 
die sich standig wandelnden sozialen Gegebenheiten bereitha1ten. Manchmal 
wird dieser Wandel als so erheblich empfunden， das nicht eineλnderung 
einzelner Verfassungsbestimmungen， sondern eine Totalreform der Verfas-
sung als geeignete Reaktion auf diesen Wandel angesehen wird. Dies ist 
heute die Ansicht vieler Burger， Wissenschaft1er und Po1itiker in der Schweiz. 
Ich mochte drei Fragen aufwerfen und zu beantworten versuchen: 
1. Worin wird die Notwendigkeit der Totalreform gesehen? 
2. Was ist der wesent1ich neue Inhalt des vorgelegten Verfassungsentwurfs? 
3. Worin besteht der wesent1iche Inhalt der Kritik an diesem Entwurf und 
wie sind die politischen Chancen einer Verfassungstotalrevision in einer 
modernen pluralistischen Gesellschaft wie sie die Schweiz darstellt? 
* Universitat Osaka. Dem Schweizerischen Generalkonsulat Osaka danke ich ftir freundliche 
Auskunfte. 
1) Einen Nachweis s証mtlicherAnderungen enthalt J. Seifert， Grundgesetz und Restauration， 3.
Aufl.， Neuwied (Luchterhand) 1977. 
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1. Die Notwendigkeit der Revision. 
Die schweizerische Bundesverfassung stammt von 1848， als die schweize-
rischen Kantone sich zu einem Bundesstaat vereinigten. 1874 war der Text 
vollig verandert worden; Tei1anderungen gab es seither fast hundert， die 
meisten im Zusammenhang mit dem Verhaltnis von Bund und Kantonen， 
also im Dienste der standig wachsenden Zentra1isierungstendenz. Durch 
diese zahlreichen Anderungen war die Verfassung unhandlich und unuber-
sicht1ich geworden， ihre瓦ompetenznormenwaren undurchsichtig， esfeh1te 
ein Grundrechtskatalog und das Faktum des sozialen Rechtsstaates fand in 
der Verfassung keine Entsprechung. 
1m J ahre 1965 hatten die Parlamentarier Karl Obrecht (Standerat) und Peter 
Durrenmatt (Nationalrat) zum ersten Mal die Notwendigkeit einer Total-
revision betont. Sie zeigten sich beunruhigt uber die sich ausbreitende Staats幽
verdrossenheit， die “Helvetische Malaise" (Max Imboden). Dem sollte ent-
gegengewirkt werden durch eine Neubesinnung der Stellung des Burgers im 
und zum Staat wie auch der Rolle und Funktionsfahigkeit des Staates. 
Einem so1chen Zweck konnte nach Ansicht der beiden Initiatoren eine To-
talrevision der Bundesverfassung dienen， die so den veranderten politischen， 
wirtschaft1ichen und sozialen Gegebenheiten der Gegenwart und absehbaren 
Erfordernissen der Zukunft angepast werden solte. 
Nachdem die beiden Kammern des Bundesparlaments im Sommer 1966 
zugestimmt hatten， trug eine Arbeitsgruppe unter der Leitung eines fruheren 
Ausenministers zunachst auf Grund eines Fragebogens Stellungsnahmen von 
Kantonen， politischen Parteien und Hochschulen (nicht aber von Interessen-
verbanden) zur WUllschbarkeit einer solchen Verfassungsrevision und Vor-
sch1age dazu zusammen， die dann einer 1973 durch die Regierung eingesetz“ 
ten Expertenkommission zusammen mit den Vorentwurfen einiger Rechts岨
professoren als Arbeitsgrundlage dienten. Dieser Kommission gehorten 
sechsundvierzig Vertreter der verschiedenen Bevolkerungs-und Berufs膏
schichten aller politischer Richtungen， der Verbande und der Regionen an. 
Ende Februar 1978 wurde der amt1iche Entwurf einer neuen Verfassung der 
Offent1ichkeit vorgestellt. 
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Ergebnis der Kommissionsarbeit ist ein knapp formulierter， systematisch 
gegliederter Verfassungstext， der auch fur den Normalburger lesbar und ver伽
standlich ist. Er bringt keine revolutionaren Neuerungen; er willjedoch auf 
eine neue Weise， neuen geistigen， politischen， wirtschaft1ichen und gesell-
schaftlichen Konzeptionen angepast， das Wesent1iche des schweizerischen 
Staatswesens， "seine grundlegenden Lebensgesetze， Spielregeln und Zielvor-
stellungen“den Burgern wieder sichtbar zu machen. 
Ich fasse den Inhalt des Entwurfs kurz zusammen. Ziele und Aufgaben des 
Staates， Grundrechte und Sozialrechte seiner Burger werden zum ersten班al
zusammenfassend aufgewiesen; in der geltenden Verfassung sind sie entweder 
gar nicht oder aber zusammenhangslos an unterschiedlichen Stellen zu finden. 
Es falt auf， das die Verfasser des Entwurfs den Mut gehabt haben， mit dem 
neuen Text jahrelange und bisher ergebnislose Diskussionen uber innenpoli-
tisch umstrittene Fragen erneut zur Entscheidung zu stellen. Das gi1t z.B. 
fur die Gleichberechtigung von Mann und Frau， fur die Informationspflicht 
der Behorden， fur das Demonstrationsrecht， fur das Asylrecht und die Frei-
zugigkeit von Auslandern， fur die Moglichkeit， Wehrdienstverweigerern aus 
Gewissensgrunden einen Ersatzdienst leisten zu lassen.2) Zu vielen dieser 
Punkte ergab sich eine lebhafte Diskussion. Dies war noch stai"ker der Fall 
bezuglich von Regelungen des Entwurfs， bei denen die lndividualrechte mit 
denen anderer Burger oder mit den Zielen des Gemeinwohls kollidieren 
konnten， wo Z.B. staatliche Eingriffe gegen den Misbrauch wirtschaft1icher 
Macht in die Wirtschafts-und Eigentumsfreiheit und in den Wirtschaftsablauf 
vorbehalten werden， etwagegen die ubermasige Konzentration von Vermogen 
und Grundbesitz und durch die Schaffung einer Verfassungsgrundlage fur die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer. 
Der zweite Teil des Entwurfs bezieht sich auf das Verhaltnis von Bund und 
Kantonen. Die diesbezuglichen Bestimmungen sind neu gefast worden. 
Dazu gehort auch eine neue Finanzordnung und die seit J ahren umstrittene 
Neuverteilung und Harmonisierung der Steuern sowie die Anpassung des Ver-
fahrensrechts担 Straf-und Zivilsachen. 
2)暗bereinen Teil dieser Fragenー巴twadie Mitbestirnmung der Arbeitnehmer und die Mi1taI-
dienstverweigerung ーー war allerdings schon durch Volksabstimmung im ablehnenden Sinne 
entschieden worden. 
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1hren Niedersch1ag finden die Diskussionender letzten Jahre ferner in bezug 
auf die班itwirkungder Burger bei der politischer Willensbildung. Erstmals 
werden in diesem Zusammenhang die po1itischen Parteien in der Verfassung 
erwahnt und ihnen ein Anspruch auf staatliche Beitrage zuerkannt. Das 
Wahla1ter so1 auf achtzehn Jahre herabgesetzt werden. Das Recht der Volks-
initiative叩1sich kunftig nicht nur auf neue Verfassungsbestimmungen 
beziehen， sondern auch auf den Er1a品oderdie Anderung von Gesetzen. 1m 
vorparlamentarischen Verfahren sol1en k加ftigauser den unmittelbar bか
troffenen 1nteressengruppen auch a1e Burger Vorschlage unterbreiten 
konnen. Schlieslich ist in diesem Zusammenhang der gep1ante Ausbau der 
Verwaltungs司 undVerfassungsgerichtsbarkeit zu erwahnen. 
Aus al dem ergibt sich， das es sich um eines der po1itisch und juristisch in-
teressantesten Verfassungsreform圃 Vorhabenunserer Tage handelt. 
3. Die Kritik. 
Nachdem der Entwurf Ende Februar 1978 der Offentlichkeit vorgeste11t 
worden war， wurden Parteien， Verbande， Kirchen， Uniyersitaten und a1e 
interessierten Burger (wiederum) einge1aden， sich bis Anfang Juli 1979 dazu 
zu ausern. Nach diesem sog. Vernehmlassungsverfahren so11ten die ein-
gegangenen Vorschlage und Beanstandungen ausgewertet und uber das 
weitere Verfahren entschieden werden， an dessen Ende eine Volksabstim-
mung stehen mus. 
1m Augenblick ist die Phase der nach dem Vernehmlassungsverfahren 
notwendig gewordenen Uberarbeitung des Entwurfs noch nicht abge-
schlossen. Das ganze Projekt befindet sich zur Zeit in einer Art Ruhepause. 
1m folgenden wi1l ich einige wichtige Diskussionsbeitrage zu Wort kommen 
lassen. Dabei beschranke ich mich auf Stel1ungsnahmen zu dem ersten Teil 
des Verfassungsentwurfs， der mit "Grundrechte und staatsleitende Grunふ
satze" uberschrieben ist.3) 1n ihm sind die Staatsziele， die Grundrechte， 
sowie die Sozial-und Wirtschaftsordnung geregelt. Sie sind von a11gemeinem 
1nteresse. Den wichtigen Regelungsbereich des Verhaltnisses von Bund und 
Kantonen lasse ich unberucksichtigt. Zwar gehort das Foderalismuskonzept 
3) Dieser Tei1 des Entwurfs ist unten als Anhang abgedruckt. 
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des Entwurfs zu den arn lebhaftesten urnstrittenen Norrnbereichen， es ist 
aber zu sehr spezifisch schweizerischer Natur als das es in dieser Darstel1ung， 
die eine Auswahl treffen rnus， behandelt werden konnte.4) 
Wichtige Diskussionsbeitrage sind in der "Neuen Zurcher Zeitung“abge-
druckt worden. Auf sie stutze ich rnich hier. Die NZZ ist eine Zeitung rnit 
bald 200-jahriger Tradition. Sie wird vielfach fur die anspruchsvollste 
deutschsprachige Tageszeitung gehalten. Ihre Tendenz ist konservativ und 
liberal， was aber nicht bedeutet， das in ihr nicht auch 1inksorientierte 
Meinungen des schweizerischen Spektrurns zu Wort karnen. 
a) Kritik von Notwendigkeit und Mδglichkeit der Totalrevision. 
Als einer der ersten au品ertesich der Zuricher Rechtsprofessor Martin 
Usteri (NZZ 3. 3. 1978). Zwar rneint er: "Als aktive Burger unseres 
Bundesstaates， we1che noch nicht von der po1itischen KonsurnenteIト
rnenta1itat‘angefressen' sind， rnussen wir uns . . . rnitdiesern Verfassungs-
projekt der Expertenkornrnission auseinandersetzen“ Diese Ausein-
andersetzung besteht dann in einer auf konservativer Grundlage be-
ruhenden vernichtenden Kritik des gesarnten Revisionsvorhabens. Usteri 
ist der Meinung， das "die echten Voraussetzungen fur eine Totalrevision 
der Bundesverfassung“hicht gegeben seien. Er fuhrt aus: "Wir stel1en 
keine grundlegende geistige Bewegung fest， we1che ein von den 
herrschenden Auffassungen abweichendes anthropologisches Grund-
konzept dar1egen wurde. . 0加leklare geistige und po1itische Vor-
stel1ungen ist keine neue Ordnung zu schaffen . . Entsprechend fehlt 
denn auch die politische Voraussetzung fur eine Totalrevision der 
Bundesverfassung， indern wir keine po1itische Bewegung zur Popularisie“ 
rung und Urnforrnung der geistigen Ideen feststellen“. Bei dern Entwurf 
handle es sich daher urn ein Werk von "Expertokraten und Techno-
kraten“， die die Verfassungsrevision "als Machtinstrurnent“einsetzten. 
"Ein rnodernistischer Ungeist durchweht den Verfassungsentwurf: Der 
Glaube， das al1es rnachbar ist， steht dern Entwurf zu Gevatter". 
" Unertrag1ich“sei insbesondere die "Planungsglaubigkeit" des Entwurfs. 
4) Fur eine umfassende Darstellung vgl. P. Saladin， Verfassungsreform und Verfassungsver-
standnrs， AoR Bd. 104 (1980). 
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Eine andere Grund1agenkritik (Martin Lendi， ETH Zfuich， NZZ 14. 4. 
1978) geht von der Feststellung aus， das hinter jedem Verfassungstext 
verfassungspolitische Vorfragen stehen， die den Sinn der geschriebenen 
Verfassungsnorm wesent1ich beeinflussen. Diese Vorfragen "deut1ich zu 
machen ist seit je ein wesentliches Anliegen der Rechtswissenschaft“. 
Lendi wirft der Expertenkommission die "feh1ende kritische Ausein-
andersetzung mit dem Staatszweck“vor. Auf diese Weise entstehe die 
Gefahr， das "der staatliche Aufgabenbereich und mithin der Staatszweck 
letzt1ich durch die faktische Entwick1ung bestimmt wird， anstatt das in 
normativer Wertung die Verantwortungsbereiche von Staat， Wirtschaft， 
Gesellschaft， Individuum ausgeschieden und der staat1ichen Aufgaben-
erfu11ung Prioritaten gesetzt werden“ Der heutige Trend， "der in 
steigendem Mase mehr und mehr Aufgabenbereiche dem Staat ubertragt“ 
konne be担1 "totalen Staat“enden， der alles tun musse， unabhangig 
davon， ob er es tun konne und tun sol1e. Statt dessen musse eine Ver-
fassung "die Grenzen des Staates sehen - nach allen Seiten!“Lendi 
fugt hinzu: "Der Versuch Wi1helm von Humboldts， 'die Grenzen der 
Wirksamkeit des Staates zu bestirnmen'， muste in einer veranderten We1t 
mit erweiterter Fragestellung emeut untemommen werden“. 
b) Die sich hierin zeigende Kritik der Staatszwecklehre knupft bei Art. 2 des 
Entwurfs an， der eine Aufzahlung der staat1ichen Tätigkeit~bereiche und 
Ziele enthalt. Zu der hierin zum Ausdruck kommenden Regelungsdichte 
der Staatstatigkeit， dieser umfassenden Programmatik staat1icher Auι 
gaben， wird weiterhin kritisch angemerkt， das der Staat hier ein fast un-
begrenztes Fe1d der Aktivitat erha1te. Dietrich Schindler (Zfuich) wirft 
die Frage auf (NZZ 24. 6. 1978)， "ob eine Verfassung， die der Aus-
weitung der Staatstatigkeit so freie Ba加1last， unserem politischen 
Habitus entspricht.“ Derart umfassende Zielbestimmungen und 
Ermachtigungen seien "der schweizerischen Ha1tung zum Staat fremd.“ 
Ein anderer瓦ritiker(Nationalrat R. Friedrich) fuhrt aus (NZZ 31. 8. 
1978)， das die Umschreibung der Staatsaufgaben in einer so abstrakten 
und unbegrenzten Weise "den Versicht auf den Verfassungsstaat und eine 
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schrankenlose Ermachtigung an den Gesetzgeber“bedeute. 円DasOb und 
Wie einer neuen Staatsaufgabe ist dann nicht P1ehr eine auf hochster 
Stufe zu entscheidende Frage， sondern nur noch eine solche des Gesetzes 
， damit wird die Verfassung inhalt1ichabgewertet， und der Gesetz-
geber ist nicht mehr an verfassungsmasige Schranken gebunden. Das ist 
praktisch um so wichtiger， als der Antei1 der Verwa1tung und ihrer 
Experten am Gesetzgebungsproze品.. . immer groser wird.“ Die 
Schranken， die Verfassungsanderungen gesetzt sind， seien dann ohne 
Relevanz. 
Aus liberaler Sicht erscheinen die Art. 26 und 31 als Ausdruck der 
"Staatsglaubigkeit‘" des Glaubens， das ales realisierbar sei， wenn man 
dem Kol1ektiv nur genugend Kompetenzen einraume. Erinnert wird an 
Holderlin， der im "Hyperion“gesagt hatte， gerade das lasse den Staat zur 
Holle werden， das der Mensch ihn zu seinem H加lmelmachen wolle (R. 
Friedrich aaO). 
Auf eben dieser Linie der Kritik der nach Meinung der Kritiker zu wenig 
begrenzten Staatstatigkeit 1iegen auch viele Stellungsnahmen zum Re駒
郡lungsbereichder Wirtschafts-und Eigentumsordnung (unten c) und zur 
Frage der Sozialrechte (unten d). 
c) Die Kritik der Wirtschafts-und Eigentumsordnung des Entwur.βgeht aus 
von den Artikeln 17， 19 und 31. M. Usteri (aaO) me加t:"Die neue Ver-
fassung mochte dem Schweizervolk hier den autoritaren Versorgungs-
はaatbringen. Die Wirtschaftsfreiheit und die Eigentumsfreiheit， welche 
durchaus auch die 85 Prozent der Arbeitnehmer direkt angehen， werden 
vollig ausgeho1t. Beide Freiheitsrechte werden in der Verfassung nur 
noch formal erwahnt. Materiell aber sind die 'Politiken' der jewei1s 
herrschenden Experten al1esamt moglich. Dieser Staatsauffassung liegt 
das anthropologische Konzept der Existentialisten( christ1icher und 
atheistischer) Observanz zugrunde: der funktiona1istische， in der Masse 
vereinsamte， geworfene Mensch. Hier bi1det der Staat nicht mehr eine 
Gemeinschaft， sondern eine Herrschaft der Funktionare.“ 
Differenzierter argumentiert der Baseler Jurist G. Schmid (NZZ vom 18. 
5. 1978). Zwar habe sich die Expertenkommission von der Vorstellung 
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gelost， "das jedes staat1iche Eingreifen in die Wirtschaft gewisserrnasen 
als besonders und nur irn Sinne einer Ausnahrne zu rechtfertigender Ein-
griff in die Handels-und Gewerbefreiheit“begriffen werde. Denn diese 
Vorstellung sei ohnehin nicht sachgerecht und entspreche nicht dern 
geltenden Rechtszustand. Staat1iche Aufgaben der Wirtschaftspolitik wie 
Wahrungsschutz， Kunjunktursteuerung usw. wurden verzeichnet， wenn 
rnan sie prirnar a1s Einschrankungen der Handels-und Gewerbefreiheit 
betrachte. Sornit habe die Expertenkomrnission zu Recht einen weit-
gespannten Katalog wirtschaftspolitischer Ziele des Staates niedergelegt 
(Art. 31). Andererseits werde aber die Wirtschaftsfreiheit (in Art. 19) als 
Grundrecht au高gestaltetund geniese so den fur ale Grundrechte fest-
gelegten erhohten Schutz gegenuber Einschrankungen (gernas Art. 23). 
In einer anderen Stellungsnahme wird der Expertenkornmission vorge-
worfen， sie betrachte "Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit als 
Grundrechte minderen Ranges“(Rudolf Rohr，NZZ vom 3. Juni 1978). 
1m Bericht der Expertenkornrnission war von den sog. wirtschaft1ichen 
Freiheitsrechten einer in der Verfassungsrechtswissenschaft haufigen 
Ansicht folgend ausgefuhrt worden， das sie "starker in die Dynarnik des 
sozialen Wandels hineingestel1t sind und somit eines weniger harten 
Kerngehalts bedurfen.“5) In ihrer Eigentumstheorie ging die Kommis-
sion von der Feststel1ung aus， das die Selbstbestirnmung des Eigentumers 
zur Fremdbestirnmung der Nichteigentumer werden kann. Besonders 
be卸1Grundeigentum werde dessen Ambivalenz unterstrichen， wonach 
neben den freiheitsschaffenden positiven Wirkungen (zugunsten des 
Eigenturners) auch die freiheitsbeschrankenden negativen Wirkungen 
(zulasten der Nicht-Eigentumer) zu beachten seien. Hierin sieht ein 
Kritiker (Rohr aaO) eine grundlegende Anderung der Eigentumsgarantie. 
Er fuhrt aus: "Die herkomrn1iche Fragestel1ung‘Freiheit oder Sozial-
bindung‘wird uber Bord geworfen. Es ist nicht rnehr die Rede von den 
pr並larenEigentumsrechten， die aus Gemeinwoh1interesse beschrankt 
werden mussen. Vielmehr erscheinen nun plotzlich die a1tbekannten 
Instrumente der staat1ichen Nutzungs-und Verfugungsbeschrankung im 
neuen Lichte freiheitsspendender Masnahmen.“ 
5) Bericht der Expertenkommission ftir die Vorbereitung巴inerTotalrevision der Bundesver-
fassung， Bern 1977， S.30. 
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Unter der Fragestellung "Freiheit fur wen?“begrust der (sozia1demokra-
tische) St. Gallener Jurist Pau1 Steiner die Wirtschafts-und Eigen-
tumsordnung des Verfassungsentwurfs (NZZ vom 22. 12. 1978). 
Zusammenfassend stelt er fest: "Wer ein rechtsstaatliches， freiheitliches 
und demokratisches System bejaht， kommt nicht darum herum， eine 
Verfassung zu bejahen， die bessere班oglichkeitengibt， ubermasige Un-
gleichheiten zwischen wirtschaft1ich Starken und wirtschaft1ich Ab-
hangigen abzubauen und die formalrecht1iche Rechtsg1eichheit in der 
Richtung auf vermehrte tatsachliche Rechtsg1eichheit und mehr Demo-
kratie in Wirtschaft und Gesellschaft auszubauen“. 。iehier angesprochene Thematik betrifft besonders den Bereich der 
Mitbestimmung im Unternehmen gem. Art. 29 des Entwurfs. Prof. Hans 
Huber， Bern， ist der Meinung， das durch eine so1che Mitbestimmung 
durch Nichtaktionare woh1 "die Eigentumsgarantie ver1etzt“sei (NZZ 
vom 16. 8. 1978). uberhaupt sieht Huber in dem Entwurf einen "Fe1d楠
zug gegen das heutige Privateigentum“， wei1 der Entwurf das Eigentum 
- im Gegensatz zur ge1tenden Verfassung -. nur noch "im Rahmen der 
Gesetzgebung“gewahr1eistet. Zwar sieht Huber， das die Eigentumシ
garantie wie kein anderes Grundrecht mit dem norma1en Gesetzesrecht 
verzahnt ist， trotzdem musse in der Verfassung die Einschrankung "im 
Rahmen der Gesetzgebung“wegb1eiben. Denn auch der Gesetzgeber 
musse an die Eigentumsgarantie gebunden se泊，円undes sol1 se1bst der 
b10se Eindruck nicht erweckt werden， a1s ob der Gesetzgeber nicht auf 
sie verpf1ichtet ware“. Huber sieht nun eine besondere Gefahr darin， das 
einerseits das Eigentum nur noch "im Rahmen der Gesetzgebung“ 
garantiert werden sol1， und das andererseits der Entwurf staatliche 
Gesetzgebung eigentumspolitischer Art (z.B. Verhinderung von Konzent-
ration von Grundeigentum， Umvertei1ung des Bodenwertzuwachses u.a.) 
ver1angt. Durch diese Koppe1ung "wurde die Eigentumsgarantie der 
Eigentumspolitik untertan gemacht“ Damit wurdeder bei Grund-
rechten allgemein a1s unantastbar geha1tene "Kern“fur das Eigentum担
Frage gestellt. Abschliesend ha1t Huber fur "besonders unbefriedigend， 
das von Entfa1tung und Sicherung d e r Menschen statt d e s Menschen 
die Rede ist. Die verschiedenen Schu1en der Staats-und Rechtsphi10-
sophie sei 
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Zusammenhang stets an den einzelnen Menschen um seines Wertes willen， 
und das war nicht Individualismus， sondem die Lehre von der m e n s c h・
1 i c h e n P e r s 0 n. Die Person behalt e担 Rechtauch unabhangig 
vom Volkswohl，加 extremisauch gegen das Volkswohl. Dieser Gedanke 
wurde sich verfluchtigen， wenn es in der neuen Verfassung hie品e，die 
Eigentumsordnung habe den Menschen， d.h. einer unbestimmten Viel-
zahl， zu dienen.“ 
d) Art. 26 des Entwurfs ist mit "Sozialrechte“uberschrieben. Prof. Hugo 
Sieber (MurijBem， NZZ vom 19. 7. 1978) erkennt zwar， das hier nicht 
die Schaffung individuell klagbarer Anspruche， sondem nur Auftrage an 
den Gesetzgeber gemeint sind. "Aber gerade deshalb ist es erstaunlich“， 
so f世1fter aus， "das sich der Entwurf nicht mit der Enumeration dieser 
Auftrage begnugt， sondem hierfur das zu Misdeutungen Anlas gebende 
Wort von den Sozialrechten braucht. Denn auf Grund dieses Wortes 
durften die genannten Auftrage an den Gesetzgeber im Ver1auf der Zeit 
doch泊lmermehr als Aufforderung zur Schaffung individueller An-
spruche gedeutet werden， eine Entwick1ung， die trotz der jetzt noch 
anders lautenden Auslegung durch die Verwendung dieses Ausdruckes in 
Kauf genommen wird， wenn nicht sogar bewust eingeleitet werden sol1.“ 
Die soziale und rechtstheoretische Notwendigkeit der Formulierung 
eines Mindestmases an Sozialrechten wird aber anerkannt. So spricht 
Hans Huber von der Aufgabe，円behutsameine Anzahl rechtsstrukturell 
angemessener Sozialrechte zu gewahrleisten“(NZZ vom 30. 6. 1978). 
Peter Tschopp (Genf) rechnet auch die in Art. 25 des Entwurfs erwahnte 
Drittwirkung der Grundrechte zu den sozialen Rechten. Durch diese 
Drittwirkung wurden die Grundrechte "sinngemas auch unter Privaten 
wirksam“(NZZ vom 18. 10. 1978). Damit "sol1 den Schwachen ge・
holfen und der sozialen und wirtschaftlichen Macht Schranken gesetzt 
werden“(NZZ vom 18. 10. 1978). Tschopp fugt hinzu: "Schlie品lich
fallen auch das im Zusammenhang mit Arbeitsbeziehungen ausdrucklich 
erw活mteStreikre.cht (Art. 28) und das Mitbestimmungsrecht (Art. 29) 
in den Bereich der Sozialordnung und gehoren mit dem Konsumenten-
schutzartikel (Art. 33) zum Arsenal， das nach Ansicht der Kommission， 
den ‘N achtwachterstaat‘zum‘sozialen' Staat werden last.“ 
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Auch Professor Neidhart (KonstanzjZurich) betont die Aufgabe des 
modernen Rechtsstaates， nicht nur staat1iche， sondern jede Form von 
Macht zu bandigen. Er fragt: "Mu品teeine zeitgemase Rechtsstaats-
theorie nicht auch so1che auserstaat1ichen Ursachen und F ormen der 
Macht und der Bedrohung der Freiheit mitbedenken? Wer denn anders 
als der Staat kann uns vor einer freiheitsbedrohendenむberbenutzung
unserer eigenen Existenzgrundlagen und gegen die offenbar fast grenzen-
lose Macht neuer Forschungsergebnisse in den Bereichen der Biochemie 
oder der Kernenergie schutzen?“(NZZ vom 6. 1. 1979). 
Der Siegener Professor Bodo Gemper unterzieht unter der Fragestellung 
"Ein nicht einlosbares Versprechen als Verfassungsrecht?“(NZZ vom 
31. 1. 1979) eines der "Sozialrechteぺdassog. Recht auf Arbeit einer 
Spezialuntersuchung. Er ist der Meinung， da品dernormative Gehalt einer 
so1chen Regelung "nicht geeignet ist， dem einzelnen Burger einen gericht駒
lich durchsetzbaren Individualanspruch auf Arbeit im Sinne... einer 
konkreten Beschaftigungsgelegenheit zu ver1eihen“. Und ebensowenig 
konne "aus solchen Verfassungssatzen e担 individualrecht1icherAnspruch 
auf ein Tatigwerden staat1icher Stellen im Hinblick auf die Schaffung von 
Arbeitsplatzen abgeleitet werden“. Es handele sich vielmehr "um formal 
positivierte politische Richt1inien， die zwar den Gedanken der sozialstaat-
lichkeit konkretisieren， nicht jedoch dem Einzelnen damit auch bereits 
eine Rechtsposition zuweisen“. 
4. Das Problem "politischer“Gesetzgebung in der pluralistischen Gesel-
schaft， wohlbekannt etwa註nBereich der Erstellung einer玄odifikationdes 
Arbeitskampfrechtes， stelt sich naturlich加 seinerganzen Tiefe und Breite 
bei einem Vorhaben der vorliegenden Art. Dieter Chenaux-Repond weist 
darauf hin (NZZ vom 17. 3. 1978)， das die Bundesverfassung von 1848， die 
an umwalzenden Neuerungen wesent1ich mehr herbeigefuhrt habe als die 
jetzige Totalrevision innerhalb der Frist von einigen Monaten entworfen， 
beraten， beschlossen und von der Mehrheit des Volkes akzeptiert worden sei. 
，Heute“， so fuhrt er aus， "haben wir担 derSchweiz die Gewohnheit， 
Entscheidungen schon in 脳血enStadien立立erAnbahnung breit abzusichern. 
So hat denn auch die Expertenkommission . . . jahrelang beraten. Der Preis 
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besteht u.a. darin， das vielleicht eher noch zuviel als zuwenig担1Vorentwurf 
steht， was unvermeidlich Angriffsflachen schafft.“ Professor Hans Huber 
vertritt gar die Ansicht: "Es ist eine der bedruckensten Erkenntnisse der 
Gegenwart: Den entscheidenden Au抱abeneines umfassenden allgemeinen 
、Wohlsoder sogar einer Rettung der Menschheit stehen organisierte und 
nichtorganisierte Interessen gegenuber， die davon nichts wissen oder wissen 
wollen. . .“ (NZZ 30. 6. 1978). 
Was nun die Aussicht auf Verwirklichung. des Entwurfs anbetrifft， so hat 
einer seiner grundsatzlichen BefUfWorter， der Genfer Professor Tschopp， 
schon im Oktober 1978 folgendes zu Bedenken gegeben: "Die Zeit scheint 
dazu noch nicht reif. Wie Gottfried Keller (der schweizerische Dichter des 
19. lahrhunderts) schon meinte， mussen die wahren Verfassungen担1Volk 
latent sein und errungenes Recht， nicht philosophische Vorstellungen kodifi肺
訴eren.Gerade im wirtschaft1ichen und sozialen Bereich des Entwurfs findet 
sich jedoch viel Schreibtischrevolutionares， dem heute， man sol1te dies 
bedauern， noch wenig Erfolg beschieden ist.“(NZZvom 18.10.1978). 
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Bundesverfassung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 
Praambel 
1m Namen Gottes des Allmachtigen! 
Anhang 
1m Willen， den Bund der Eidgenossen zu erneuern; 
gewiss， dass frei nur bleibt， wer seine Freiheit gebraucht， 
und dass die Starke des Volkes sich misst am Wohl der Schwachen; 
eingedenk der Grenzen a1ler staatlichen Macht 
und der Pflicht， mitzuwirken am Frieden der Welt， 
haben Volk und Kantone der Schweiz die folgende Verfassung beschlossen: 
Erster Teil: Grundrechte und staatsleitende Grundsatze 
1. Kapitel: Wesen und Ziele der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
Art. 1 Schweizerische Eidgenossenschaft 
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1 Die Schweizerische Eidgenossenschaft ist ein demokratischer， freiheitlicher und sozialer 
Bundesstaat. 
2 Sie besteht aus den Kantonen Zurich， Bern， Luzern， Uri， Schwyz， Obwalden， Nidwalden， 
Glarus， Zug， Freiburg， Solothurn， Basel-Stadt， Basef-Land， Schaffhausen， Appenzell-
Ausserrhoden， Appenzell咽Innerrhoden，St. Gallen， Graubunden， Aargau， Thurgau， Tessin， 
Waadt， Wallis， Neuenburg， Genf， (Jura). 
Art.2 Ziele 
1 Der Staat sorgt fur das friedliche Zusammen1eben der Menschen in einer gerechten 
Ordnung. 
2 Er schutzt die Rechte und Freiheiten der Menschen und schafft die erforderlichen 
Grundlagen fur ihre Verwirklichung. 
3Erf，οrdert die Mitwirkung der Buger an den politischen Entscheidungen. 
4 Er strebt eine ausgeglichene Sozial・， Eigentums・undWirtschaftsordnung an， die der 
Wohlfahrt des Volkes und der Entfaltung und Sicherheit der Menschen dient. 
5 Er schutzt die Umwelt und schafft eine zweckmassige Raumordnung. 
6 Er schutzt die al1gemeine Gesundheit. 
7 Er fordert Bildung und Wissenschaft， Kunst und Kultur. 
8 Er wahrt die Unabhangigkeit des Landes und setzt sich ein fur eine friedliche und 
gerechte internationa1e Ordnung. 
Art. 3 Teilung der Aufgaben 
Bund und Kantone teilen sich in die Aufgaben des Staates. 
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2. Kapitel: Grundsatze staatlichen Handelns 
Art.4 Bindung an Verfassungund Gesetz. 
Wer staat1iche Aufgaben wahrn加 mt，ist an Verfassung und Gesetz gebunden. 
Art. 5 Allgemeine Rechtsgrundsatze 
1 Die Han江lungenstaat1icher Organe mussen ihren Zielen angemessen sein. 
2 Kein staat1iches Organ darf willkur1ich handeln. 
3 Staatliche Organe und Private schulden einander Treu und Glauben. 
Art. 6 Schadenersatz 
[No.28 
1 Der Staat haftet fur den Schaden， den seine Organe rechtswidrig verursacht haben. 
2 Er haftet auch fur den Schaden， den seine Organe rechtmassig verursacht haben wenn 
Einzelne davon schwer betroffen sind und ihnen nicht zugemutet werden kann， den 
Schaden selbst zli tragen. 
Art. 7 Informationspflicht der Behorden l 
Die Behorden mussen uber ihre Tatigkeit ausreichend informieren und Auskunft ertei1en， 
wenn nicht uberwiegendeるffentlicheoder private Interessen entgegenstehen. 
3. Kapitel: Grundrechte 
Art. 8 Menschenwurde 
Die Wurde des Menschen ist unantastbar. 
Art. 9 Rechtsgleichheit 
1 Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich. 
2 Niemand darf wegen seiner Herkunft， seines Geschlechtes， seiner Rasse， se加erSprache， 
seiner sozialen Stellung， seiner weltanschau1ichen oder politischen Uberzeugung oder 
Meinung benachtei1igt oder bevorzugt werden. 
3 Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt fur ihre Gleichstellung， vor 
allem in Fami1e， Ausbi1dung und Arbeit. Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen 
Lohn fur gleichwertige Arbeit. 
Art. 10 Schutz der Personlichkeit und der Privatsphare 
1 Jedermann hat das Recht auf Leben， korperliche und geistige Unversehrtheit， 
Bewegungsfreiheit und personliche Sicherheit. 
2 Die Todesstrafe und ~örperstrafen sinduntersagt. 
3 Die Privatsphare und die Wohnung sind geschutzt. Das Post-und Fenimeldegeheimnis 
ist gewahrleistet. 
4 Jedermann kann die Akten einsehen， die ihn betreffen， wenn nicht uberwiegende 
offent1iche oder private Interessen eine Geheimhaltung erfordern. Er hat Anspruch 
auf Berichtigung. 
Art. 11 Glaubens-und Gewissensfreiheit 
1 Jedermann kann seine Religion oder seine Weltanschauung frei wahlen und bekennen. 
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2 Jedermann hat das Recht， einer Religionsgemeinschaft beizutreten， an einem religiosen 
Unterricht teilzunehmen oder eine religiose Handlung vorzunehmen， doch darf niemand 
hiezu gezwungen werden. Jedermann hat die gleiche Freiheit auch fur seine 
Weltanschauung. 
Art. 12 Meinungsfreiheit und Informationsfreiheit 
1 Jedermann kann seine Meinung frei bilden， frei aussern und verbreiten. 
2 Der Staat sorgt dafur， dass die M日inungen加 ihrerVielfalt Ausdrunk finden konnen， 
vor al1em in Presse， Radio und Fernsehen. 
3 Die Zensur ist untersagt. 
Art. 13 Versammlungs-und Vereinigungsfreiheit 
1 Jedermann hat das Recht， sich mit andern zu versammeln und zu vereinigen oder 
Versammlungen und Vereinigungen fernzubleiben. 
2 Versamm1ungen und Demonstrationen auf offent1ichem Grund 知nnenbewil1igung-
spflichtig erklart werden. Sie durfen nur verboten oder eingeschrankt werden， wenn 
eine ernste und unmittelbare Gefahr fur die offentliche Ordnung besteht. 
Art. 14 Wissenschafts-und Kunstfreiheit 
Die wissenschaftliche Lehre und Forschung sowie die kunst1erische Betatigung sind frei. 
Art. 15 Nieder1assungsfreiheit und Auswanderungsfreiheit 
lE血 Schweizerkann sich an jedem Ort des Landes nieder1assen. 
2 Er kann auswandern und jederzeit in die Schweiz zuruckkehren. 
3 Er darf aus der Schweiz nicht ausgewiesen werden. 
Art. 16 Asylrecht， Freizugigkeit und Einburgerung der Auslander 
1 Fluchtlingen wird nach Gesetz Asyl gew滋1ft.
2 Auslander， die sich seit mehr als einem Jahr rechtmassig in der Schweiz befinden， 
konnen血renAufenthaltsort加 ganzenLand frei wahlen. 
3 Auslander haben unter den gesetzlichen Voraussetzungen e泊 Rechtauf Einburgerung. 
Art. 17 Eigentumsgarantie 
1 Das Eigentum ist泊1Rahmen der Gesetzgebung gewahr1eistet. 
2 Die Gesetzgebung muss vor .allem die Vorschriften enthalten， die zur Erreichung der 
eigentumspolitischen Ziele notwendig s加d.
3 Fur Enteignungen und fur Eigentumsbeschrankungen， die einer Enteignung gleich-
kommen， istEntschadigung zu leisten. 
Art. 18 Berufswahlfreiheit 
Jedermann kann seinen Berufund seinen Arbeitsplatz frei wahlen. 
Art. 19 Wirtschaftsfreiheit 
1 Die private wirtschaftliche Betatigung ist泊1Rahmen der Gesetzgebung gewahr1eistet. 
2 Die Gesetzgebung muss vor al1em die Vorschriftert enthalten， die zur Erreichung der 
wirtschaftspolitischen Ziele notwendig sind. 
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3 Die Gesetzgebung kann die wirtschaftliche Betatigung der Auslander und auslandisch 
beherrschten Unternehmen einschranken. 
Variante: 
Streichen der Art. 17， 18 und 19， diese Artikel jedoch im 4. Kapitel einfugen: Art. 
17 alsArι29bis， Art. 18alsArt. 26bis， Art. 19a1sArt. 34Abs. 01， 02 und 03. 
Art. 20 Rechtsschutz 
1 Jedermann hat Anspruch auf Rechtsschutz. Fur Minderbemittelte ist der Rechtsschutz 
unentgeltlich. 
2 Die Gerichte sind unabhangig. 
3 Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte sind 
untersagt. 
4 Die Parteien haben in allen Verfahren Anspruch auf rechtliches Gehor und auf einen 
begrundeten Entscheid innert angemessener Frist. 
5 Gegen Verfugungen der Verwaltung kann der Betroffene in letzter Instanz bei einem 
Gericht Beschwerde fuhren: das Gesetz kann Ausnahmen vorsehen. 
6 Der Staat fordert die Rechtskenntnis und die Erteilung unentgeltlicher Rechtsauskunfte. 
Art. 21 Rechtsschutz fur Inhaftierte und Internierte 
1 J ede Anordnung einer Untersuchungs- oder Sicherungshaft muss dem Gericht 
unterbreitet werden; dieses entscheidet unverzuglich. 
2.Wer sich ohne Verurteilung in Haft befindet oder interniert ist， kann jederzeit ein 
Gericht anrufen; dieses entscheidet unverzuglich. 
3 Der Betroffene muss uber seine Rechte unterrichtet werden und die Moglichkeit haben， 
sie geltend zu machen. 
Art. 22 Petitionsrecht 
1 Jedermann ist berechtigt， an Behorden Petitionen zu richten， und es darfめmdaraus 
kein Nachteil erwachsen. 
2 Petitionen mussen von einer zustandigen Behorde innert angemessener Frist beantwortet 
werden. 
Art.23 Schranken der Grundrechte 
1 Die Grundrechte durfen nur eingeschrankt werden， wenn ein uberwiegendes offentliches 
Interesse es rechtfertigt. Ihr Kern ist unantastbar. 
2 Einschrankungen der Grundrechte bedurfen einer gesetzlichen Grundlage; schwer-
wiegende Einschrankungen mussen加 Gesetzausdrucklich vorgesehen sein. Vorbehalten 
bleiben Falle ernster， unmittelbarer und offensichtlicher Gefahr. 
3 Die Grundrechte von Wehrmannern， Beamten， Strafgefangenen und andern Personen， 
die in einem besonderen Abhangigkeitsverhaltnis zum Staat stehen， durfen zusatzlich 
nur so weit eingeschrankt werden， als es das besondere offent1iche Interesse erfordert， 
das diesem Verhaltnis zugrundeliegt. 
Art.24 Verwirklichung der Grundrechte 
Die Grundrechte mussen in der ganzen Gesetzgebung， besonders auch in Organisations-
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Art. 25 Wirkung der Grundrechte unter Privaten 
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1 Gesetzgebung und Rechtsprechung sorgen daぬr，dass die Grundrechte sinngemass auch 
unter Privaten wirksam werden. 
2Wer Grundrechte ausubt， hat die Grundrechte anderer zu achten. Vor a11em darf 
niemand Grundrechte durch Missbrauch seiner Machtstellung beeintrachtigen. 
4. Kapitel: Sozialordnung， Eigen加mspolit氷，Wirtschaftspolitik 
Art. 26 Sozia1rechte 
1 Der Staat trift Vorkehren， 
a. damit jedermann sich nach seinen Fahigkeiten und Neigungen bilden und weiter幽
bilden kann; 
b. damit jedermann seinen Unterha1t durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen 
bestreiten kann， und damit jeder Arbeitnehmer vor einem ungerechtfertigten Ver-
lust seines Arbeitsplatzes geschutzt ist; 
c. damit jedermann組 dersozia1en Sicherheit teilhat und besonders gegen die Folgen 
von Alter， Inva1iditat， Krankheit， Arbeitslosigkeit oder Verlust des Versorgers 
gesichert ist; 
d. damit jedermann die fur seine Existenz unerlasslichen Mittel erhalt; 
e. damit jedermann eine angemessene Wohnung zu tragbaren Bedin伊ngenfmden 
kann， und der Mieter vor Missbr詰uchengeschutzt ist. 
2 Der Staat schutzt die Familie und die Mutterschaft. 
Variante: statt Art. 18 
Art. 26bis Beruβifreiheit 
Jedennann kann seinen Beruf und seinen Arbeitsplatz frei wa7z1en. 
Art. 27 Gesamtvertrage 
1 Das Gesetz kann die Allgemeinverbindlicherklarung von Gesamtvertragen vorsehen. 
2 Die Allgemeinverbindlicherklarung ist nur zulassig， wenn die vertrag1ichen Best加-
mungen die Interessen der Minderl).eiten und die regiona1en Verschiedenheiten berucksich・
tigen sowie die Grundrechte und das offent1iche Interesse wahren. 
Art. 28 Kollektive Arbeitsbeziehungen 
1 Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht， betriebliche und beruf1iche Angelegen・
heiten gemeinsam zu regeln. 
2 Das Gesetz sieht Bestimmungen vor zur Verhutung und zur uberwindung von Arbeits-
konflikten. Zwangsschlichtung ist ausgeschlossen. 
3 Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht， kollektive Kampfmassnahmen加1
Zusammenhang mit Arbeitsbeziehungen zu treffen. Fur Beamte wird dieses Recht vom 
Gemeinwesen gerege1t， dem sie angehoren. 
Art. 29 Ordnung des Unternehmens 
1 Die Gesetzgebung uber Unternehmen regelt: 
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a. die Rechte der Kapitalgeber; 
b. die Zust加digkeitder Leitungsorgane; 
c. die Mitbestimmung der im Unternehmen Tatigen an den Unternehmensentschei-
dungen; 
d. die Rechtsste11ung der von Unternehmensentscheidungen direkt betroffenen Dritten. 
2 Der Staat sorgt dafur， dass die im Unternehmen Tatigen nach Moglichkeit wirtschaftlich 
gesichert sind und sich am Arbeitsplatz persるnlichentfalten k凸nnen.
Variante: statt Art. 17 
Art.29bisEな"entumsgarantie
1 Das Eigentum ist im Rahmen der Rechtsordnung gewahrleistet. 
2 Die Gesetzgebung muss vor allem die Vorschriften enthalten， die zur Erreichung der 
eigentumspolitischen Ziele notwendなsind.
3 Fur Enteなnungenund 舟rEigentumsbeschrankungen， die einer Enteignung gleich闘
kommen， istEntschadなungzu leisten. 
Art. 30 Eigentumspolitik 
Mit seiner Eigentumspolitik sol1 der Staat vor al1em: 
a. die Umwelt vor ubermassiger oder das Gemeinwohl schadigender Beanspruchung 
schutzen; 
b. eine sparsame Nutzung des Bodens， eine geordnete Besiedlung des Landes und 
liarmonische Landschafts・undSiedlungsbilder fordern; 
c. die naturliche und die kulture11e Eigenart des Landes wahren; 
d. eine ubermassige Konzentration von Vermogen und Grundeigentum verhuten; 
e. volkswirtschaftlich oder sozial schadliches Gewinnstreben bekampfen; 
五fureine gerechte Umverteilung des Bodenwertzuwachses sorgen; 
g. das Eigentum， das gemeinnutzigen Zielen dient und das Eigentum， das vom Eigen-
tumer selbst genutzt wird， schutzen und fordern; 
h. eine angemessene Vermogensbildung der naturlichen Personen fordern. 
Art.31 Wirtschaftspolitik 
Variante: 。DerStaat strebt eine marktwirtschaftliche Ordnung an， welche die sozialen Pflichten 
beachtet. 
Mit seiner Wirtschaftspolitik sol1 der Staat vor allem: 
a. eine ausgeglichene wirtschaftliche Entwicklung fordern; 
b. Arbeitslosigkeit und Teuerung verhuten und bekampfen; 
c. die W泊rungschutzen und die Geldmenge kontrol1ieren; 
d.加1Ral1men der Raumordnung die Umwelt schutzen; 
e. die Versorgung des Landes rnit Energie， lebenswichtigen Gutern und Dienstleistungen 
sicherste11en; 
f. fur eine sparsame Verwendung von Rohstoffen und Energie sorgen; 
g. den offentlichen und den privaten Verkehr aufeinander abst加men;
h. die Landwirtschaft schutzen und entwickeln; 
i. die Aussenwirtschaft fordern und auf die Ziele der Aussenpolitik abst民lmen;
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1. Wirtschaftszweigen， deren Existenz gefahrdet ist， Beih丑fezur Umstel1ung oder 
wenn notig Erhaltung leisten. 
Variante: 
Absatz 2: 
2 Wenn diese Ziele es verlangen， kann der Staat in den Wirtschaftsablauf eingre砕nund 
Wirtschaftsplane aufstellen. 
Art.32 Wettbewerb 
1 Das Gesetz verhindert， dass Wettbewerbsbeschrankungen， wie sie nament1ich von 
Kartel1en und ahnlichen marktmachtigen Organisationen herruhren， wirtschaft1ichen oder 
sozialen Schaden verursachen. 
2 Es wirkt unerwunschten Zusammensch1ussen von Unternehmen entgegen， besonders der 
Verflechtung von Banken mit andern Unternehmen. 
3 Der unlautere Wettbewerb wird durch Gesetz bek昼mpft.
Art. 33 Schutz der Konsumenten 
Das Gesetz schutzt die Konsumenten und setzt der Werbung Schranken. 
Art. 34 Wirtschaftst註tigkeitdes Staates， Verstaat1ichung 
Variante: 
Abs. 01，02 und 03 statt Art. 19: 
o 1 Die private wirtschaftliche Betatなungist im Rahmen der Rechtsordnung gew，励rleistet.
02 Die Gesetzgebung muss vor allem die Vorschriften enthalten， die zur Erreichung der 
wirtschaftspolitischen Ziele notwendig sind. 
03 Die Gesetzgebung kann die wirtschaftliche Betat伊 ngder Auslander und auslandisch 
beherrschter Untemehmen einschranken. 
1 Der Staat kann wirtschaft1ich tatig werden， wo es im offent1ichen Interesse liegt. 
2 Einzelne Wirtschaftsbereiche oder einzelne Unternehmen k凸nnennur gegen Entschadi・
伊ngund nur dann verstaat1icht werden， wenn die Weiterfuh即時derprivaten Wirtschaft-
は邑tigkeitdasぽIent1icheInteresse schwer beeintrachtigen wurde. 
Art. 35 Steuerpolitik 
1 Der Staat stuft die Einkommens-und Vermogenssteuern ab nach der wirtschaft1ichen 
Leistungsfahigkeit der Steuerpflichtigen; er kann andere Abgaben entsprechend gestalten. 
2Er bek語mpftSteuerflucht und Steuerhinterziehung. 
5. Kapitel: Kulturpo1itik 
Art.36 
1 Der Staat fordert das kulturel1e Schaffen und er1eichtert jedermann den Zugang zum 
kulture11en Leben. 
2 Mit se泊erKulturpolitik sol1 der Staat vor allem: 
a. die sprach1iche und die kulturel1e Vielfalt der Schweiz wahren; 
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b. kulturel1e Einrichtungen schaffen und fordern; 
c. die lokale und regionale Eigenstandigkeit bewahren， bedrohte Minderheiten 
schutzen und wenig begunstigte Landestei1e f，るrdern;
d. die kulturellen Beziehungen zwischen den Landestei1en und mit dem Ausland 
fordern; 
e. Kulturguter und Denkmaler erhalten und pflegen. 
3 Die Landessprachen der Schweiz sind das Deutsche， Franzosische， Italienische und 
Ratoromanische. 
Variante: Art.36bis 
Bildungspolitik 
Mit seiner Bildungspolitik sol der Staat vor alelη: 
a. fur jedermann eine seinen Neなungenund Fahigkeiten entsprechende Ausbildung 
gewahrleisten; 
b. die F協なkeitund Bereitschaft eines jeden zu Verantwortung und Solidan'tat 
fδrdern; 
c. die schδ;pferischen Krafte eines jeden entwickeln helfen; 
d. den Ubergang zwischen den verschiedenen Bildungssystemen und Bildungsstufen 
erleichtern. 
6. Kapitel: Landesverteidigung 
Art.37 
1 Alle Schweizer konnen im Rahmen der Gesamtverteidigung zu Dienstleistungen ver-
pflichtet werden. 
2 Al1e Manner sind wehrpflichtig. 
3 Wer den Mi1tardienst mit seinem Gewissen nicht vereinbaren kann， leistet einen zivi1en 
Ersatzdienst. 
